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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 657 bis 663:
Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU solltemuss zu einem Instrument für eine sozial-

ökologische und regional orientierte Agrarpolitik werden – und nicht wie bisher für die

Industrialisierung der Landwirtschaft und weltmarktorientierter Wettbewerbsfähigkeit. Das muss

der Ausgangspunkt für einen Gesellschaftsvertrag zwischen Bäuer*innen, Verbraucher*innen

und Politik für Klima- und Naturschutz sein. Wir wollen eine Reform, damit die Milliarden an

öffentlichen Geldern künftig für öffentliche Gemeinwohl-Leistungen wie Klima-, Umwelt- und,

Tierschutz und regionale Versorgungssicherheit eingesetzt werden. Um den nachhaltigen

Umbau der Landwirtschaft gemeinsam mit den Bäuer*innen voranzutreiben, gilt es die

nationalen Spielräume für die 

Von Zeile 667 bis 668 einfügen:
konsequent gesellschaftliche Leistungen honoriert. Bis zum Jahr 2028 wollen wir für die Hälfte

der Gelder eine gemeinwohlorientierte, dh. soziale, ökologische oder regionalökonomische 

Zweckbindung erreicht haben.

Begründung

Es ist wichtig, dass wir Gemeinwohlleistungen konkret definieren: Neben den ökologischen

Leistungen und den sozialen Leistungen (Junglandwirteförderung, Bäuerinnenförderung, Förderung

der ersten Hektare) sind auch die regionalökonomischen Leistungen zur Sicherung der regionalen

Nahversorgung mit gesunden Lebensmitteln fundamental. Der Versorgungsgrad in Deutschland

liegt derzeit bei Obst nur bei knapp 22% und bei Gemüse bei 36%. Das ist dramatisch niedrig und

wie wichtig dezentrale Wirtschaftsstrukturen für die Versorgungssicherheit sind, hat uns Corona

gerade schmerzliche vor Augen geführt. Schnell können Importstrukturen zusammenbrechen und

zu schnell können Grenzen geschlossen werden. In einer existenziellen Krise können wir uns in

Deutschland dann mit Fleisch, Zucker und ggf. noch Kartoffeln ernähren. Deshalb genügt es nicht,

dass wir Lebensmittel zukünftig ökologisch produzieren, wir müssen auch mehr Obst und Gemüse

regional anbauen und regionale Wertschöpfungsketten vom Acker bis zum Teller stärken bzw.

aufbauen. Eine Gemeinwohlprämie muss damit auch immer eine regionalökonomische Komponente

– eine Art Regionalwertprämie - enthalten.
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